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L ANDTAGSK ANDIDATEN BEI DER WOHLFAHRTSPFLEGE

Rikscha und Kicker statt Podium
Anja Butschkau (SPD) ließ sich mit Alex (17) von Pfarrer Stefan Tausch 
in der Rikscha fahren, Jens Kamieth (CDU) und Volkan Baran (SPD) 
traten am Kicker gegeneinander an. Kreative Wege ging die Landes-
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW (LAG) vor der 
Wahl, um im Bernhard-März-Haus der Caritas Dortmund Politiker und 
junge Erwachsene miteinander ins Gespräch zu bringen.

E in gelungenes Experiment im Vergleich 
zu den üblichen Podiumsveranstaltun-

gen, so fasste es Ulrich Reuter (FDP) für alle 
teilnehmenden Kandidatinnen und Kandi-
daten zusammen: "Zehn Minuten Gespräch 
hier waren viel gewinnbringender, hier sind 
wir nah an den Menschen." Insgesamt ging 
es zum Thema "Jugend braucht Chancen" 

natürlich um die Frage: "Welche Perspekti-
ven braucht die Jugend, und welche Politik 
ermöglicht Chancen?", wie es Josef Lüttig, 
Vorsitzender des LAG-Ausschusses Arbeit/
Arbeitslosigkeit, zu Beginn sagte. In einer 
Reihe von Veranstaltungen zur Wahl der 
Freien Wohlfahrtspflege NRW hatte die 
Caritas das Thema Jugend übernommen. 
Die hier wichtigen Aspekte sprach Lüttig 
gleich an mit digitaler Teilhabe und dem 
Übergang von der Schule in den Beruf. 

Dazu waren die Folgen der Corona-Pan-
demie immer wieder Thema. Wolfgang 
Jörg (SPD), der das Format "cool" fand, be-
nannte die Corona-Folgen als "größte Bau-
stelle" der Politik. Jugendliche müssten wie-
der normal leben und Spaß haben können, 
um aus "guter Laune heraus motiviert zu 
sein, sich einen Beruf zu suchen".

Alle Landtagskandidatinnen und -kan-
didaten waren sich einig, dass die Jugendli-
chen dazu die Chance bekommen müssen. 
Im Wie und ob es sie tatsächlich für alle 
gibt, zeigten sich die politischen Differen-

zen. Während Nils Mehrer (FDP) die derzei-
tige Landesregierung mit 60 Talentschulen 
auf gutem Wege sieht und als Ziel für mehr 
Chancengerechtigkeit tausend Talentschu-
len ankündigte, hält Petra Backhoff (Bünd-
nis 90/Die Grünen) "Schule für den Ort der 
Bildungsungerechtigkeit schlechthin". Viel 
zu früh werde hier ausgesiebt. Im Grunde 
beginne die Ungerechtigkeit schon mit 
dem Tag der Geburt. 

Volkan Baran (SPD) unterstützte die Kri-
tik: "Jede Schule muss Talentschule sein." Er 
forderte eine Begleitung der Ausbildung für 
alle Jugendlichen, noch besser wären Bil-
dungslotsen schon ab der Kita. Auch Schullei-
tungen in Talentschulen klagten über Proble-
me, erklärte Gönül Eglence (Bündnis 90/Die 
Grünen). Letztlich brauche es mehr Pädago-
gen. Notwendig sind dazu nach Auffassung 
von Katrin Lögering (Bündnis 90/Die Grü-
nen) nicht zuletzt eine gleiche Bezahlung der 
Lehrkräfte in Grund- und weiterführenden 
Schulen und die Öffnung für Quereinsteiger. 

Wie Anja Butschkau (SPD) forderten 
mehrere Kandidaten, dass jeder Jugendli-
che, auch wenn er keinen Schulabschluss 
habe, eine Chance auf eine Ausbildung oder 
zumindest Beschäftigung bekommen müs-
se. Josef Lüttig, der Paderborner Diözesan-
Caritasdirektor ist, hatte einleitend schon 
darauf hingewiesen, dass es dafür gute Pro-
jekte gebe. "Die dürfen nicht enden mit ei-
ner neuen Landesregierung", mahnte er. 

Dass es diese Fragen sind, die die jungen 
Erwachsenen umtreiben, erlebten die Land-
tagskandidaten hautnah. Jens Kamieth 
(CDU) fand es wichtig und gewinnbringend, 
"dass man mal eine andere Rolle annehmen 
muss". Vielfalt und Zusammenhalt seien 
wichtig in der Gesellschaft. Deswegen gab es 
als Dankeschön zum Ab-
schied auch "Vielfalt-So-
cken" für die Landtagskan-
didatinnen und -kandida-
ten – und Kinogutscheine 
für die Jugendlichen.  	
                        HARALD WESTBELD

03/22

 Zusammen in der Rikscha: Kandidatin_

 mit Jugend vor der Landtagswahl_

	 caritas-nrw.de/nachrichten
	 facebook.de/caritas_in_NRW
	 redaktion@caritas-nrw.de
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Demokratie stärken!

W ählen ist wichtig! Ich kann in 
einer Demokratie mitentschei-

den, wer politische Macht erhält und 
ausübt. Demokratie und Freiheit gehö-
ren zusammen. Aber sie funktionieren 
auf Dauer nur, wenn die Wählerinnen 
und Wähler ihre Verantwortung auch 
wahrnehmen. Die Beteiligung an der 
Wahl ist wichtig, weil damit ein Beitrag 
zum Fortbestand unserer Demokratie, 
geleistet wird. Deswegen wähle ich 
nicht nur einfach, sondern beteilige 
mich an der gelungenen Kampagne 
von Westlotto: #IchBinNRWaehler!

Soziale Themen sind besonders re-
levant für unser Zusammenleben in 
der Zukunft: Benachteiligte Jugendli-
che brauchen bessere Chancen für ei-
nen Berufseinstieg. Gesundheitsver-
sorgung und Pflege dürfen nicht dem 
Kommerz geopfert werden. Kinderar-
mut ist ein Skandal – kein Kind ver-
dient Armut! Alle Kinder brauchen 
gute Bildung – in der Kita, in der Schule, 
im Offenen Ganztag. Die Integration 
von Zugewanderten ist sinnvoll und 
nötig. Es braucht mehr bezahlbaren 
Wohnraum. Deswegen: #mitwählen. 
Weil sozial relevant ist. 

MARKUS LAHRMANN

LEBENSHALTUNGSKOSTEN EXPLODIEREN

Regelsatz ist verfassungswidrig!
Strom, Benzin oder Lebensmittel – die Lebenshaltungskosten steigen 
seit Jahren. Durch den Krieg in der Ukraine und coronabedingte Mehr-
ausgaben hat sich die Lage immens verschärft. Schwierig für viele Men-
schen, existenzbedrohend für Hartz-IV-Empfängerinnen und -Empfänger.

D enn die Anpassung des Regelsatzes 
reicht vorne und hinten nicht, wie der 

von der Freien Wohlfahrtspflege NRW und 
dem Institut Arbeit und Qualifikation der 
Universität Duisburg-Essen vorgelegte Ar-
beitslosenreport zeigt. Während der Ver-
braucherpreisindex von Dezember 2020 bis 
Dezember 2021 um 5,2 Prozent gestiegen ist, 
wurde der Regelsatz für das Jahr 2022 um 
lediglich 0,7 Prozent erhöht.

Enorme Preissteigerungen
"Es bedarf keiner großen Rechenkünste, 
um zu sehen, dass das nicht reichen kann. 
Die Grundsicherung muss das Existenzmi-
nimum sicherstellen. Wenn solch enorme 
Preissteigerungen nicht berücksichtigt 
werden, ist der Regelsatz verfassungswid-
rig! Hier muss der Gesetzgeber dringend 
ran", fordert Hans-Georg Liegener, Direktor 
des Caritasverbandes für das Bistum Essen. 
Bereits 2014 hat das Bundesverfassungsge-
richt festgestellt, dass die Regelbedarfe an 
der untersten Grenze dessen liegen, was 
verfassungsrechtlich gefordert ist. "Seitdem 
ist die Schere immer weiter auseinanderge-
gangen. Schon im Januar war mehr als of-
fensichtlich, dass mit lächerlichen drei Euro 
mehr pro Monat die steigenden Lebenshal-
tungskosten nicht aufgefangen werden 
können. Und nun gehen durch den Krieg in 
der Ukraine noch die Energiekosten durch 
die Decke", so der Caritasdirektor.

Existenzgefährdende Unter- 
deckung zwingt zum Handeln
Ist eine existenzgefährdende Unterde-
ckung durch unvermittelt auftretende 
extreme Preissteigerungen nicht auszu-
schließen, darf der Gesetzgeber nicht auf 
die reguläre Fortschreibung der Regelbe-
darfsstufen warten, heißt es im Verfas-
sungsgerichtsurteil. Die Wohlfahrtsverbän-
de in NRW fordern eine Erhöhung, die zum 
Verbraucherpreisindex passt und so der 
Lebensrealität entspricht. Nach ihren Be-
rechnungen müsste ein bedarfsgerechter 
Regelsatz für einen alleinstehenden Men-
schen deutlich über 600 Euro pro Monat 

liegen. Aktuell beträgt er jedoch nur 449 
Euro. Nach Berechnungen der Bundesbank 
ist für das Jahr 2022 mit einem weiteren 
Anstieg des Verbraucherpreisindexes zu 
rechnen. "Steigende Preise, aber nicht mehr 
Geld zum Leben – das funktioniert so nicht. 
Wir brauchen eine Anpassung der Regelsät-
ze und Soforthilfemaßnahmen. Mit 100 
Euro mehr im Monat wäre zumindest eine 
kurzfristige Unterstützung gegeben." for-
dert Hans-Georg Liegener.

Armut im Ruhrgebiet
In den Ruhrgebietsstädten des Bistums Es-
sen beziehen im Schnitt 16 Prozent aller 
Menschen SGB-II-Leistungen (Ennepe-
Ruhr-Kreis 10 Prozent, Gelsenkirchen 
24 Prozent). Der Arbeitslosenreport zeigt: 
Besonders kritisch sieht es bei Alleinerzie-
henden mit zwei oder mehr Kindern aus. 
"Die Erkenntnisse sind nicht neu, und gera-
de deswegen ist es so erschreckend, dass 
sich seit Jahren nichts an der Situation än-
dert", so Hans-Georg Liegener. Gleiches gel-
te für Kinder im SGB-II-Bezug. Selbst im 
Ennepe-Ruhr-Kreis sind über 15 Prozent der 
Kinder arm, in Gelsenkirchen betrifft es fast 
jedes zweite Kind. "Das können wir nicht 
länger hinnehmen. Wir benötigen sofort 
den Sofortzuschlag für von Armut betroffe-
ne Kinder, und die Kindergrundsicherung 
muss endlich umgesetzt werden."

Die Wohlfahrtsverbände in NRW veröf-
fentlichen mehrmals jährlich den "Arbeits-
losenreport NRW". Basis sind Daten der offi-
ziellen Arbeitsmarktstatistik der Bundes-
agentur für Arbeit. Hinzu kommen 
Kennzahlen zu Unterbeschäftigung, Lang-
zeitarbeitslosigkeit und zur Zahl der Perso-
nen in Bedarfsgemeinschaften, um länger-
fristige Entwicklungen sichtbar zu machen. 
Der Arbeitslosenreport NRW enthält auch 
übersichtliche Datenblätter mit regionalen 
Zahlen.  Er ist ein Kooperationsprojekt der 
Freien Wohlfahrtspflege NRW mit dem Ins-
titut Arbeit und Qualifikation der Universi-
tät Duisburg-Essen.  

	 www.arbeitslosenreport-nrw.de



C A R I T A S  I N  N R W  A K T U E L L  MAI 2022� 3

K ATHOLISCHE KLINIKEN VOR DER L ANDTAGSWAHL

Aktionswoche zur 
Krankenhaus-Reform
Zwei Wochen vor der Landtagswahl in NRW haben sich die 
katholischen Kliniken in einer Aktionswoche an die Direkt-
kandidatinnen und -kandidaten für den Landtag gewandt. 
In Diskussionen mit Politikerinnen und Politikern themati-
sieren sie mögliche Auswirkungen der Krankenhaus-Re-
form auf die Gesundheitsversorgung in der Region. 

D er Krankenhausplan NRW soll nach 
der Wahl umgesetzt werden. Die ka-

tholischen Krankenhäuser befürchten Ein-
schränkungen der Gesundheitsversorgung, 
die Reduzierung der Trägervielfalt und aus-
ufernde Kosten ohne ausreichende Refinan-
zierung.

"Die Caritas in NRW begleitet die Re-
form der Krankenhausstrukturen in NRW 
konstruktiv", betont Esther van Bebber, Diö-
zesan-Caritasdirektorin im Erzbistum Pa-
derborn. Oberstes Ziel müsse eine bedarfs-
gerechte und regional vernetzte Versorgung 
sein, bei der die Patientinnen und Patienten 
im Mittelpunkt ständen. "Doch die geplan-
ten Strukturveränderungen sind kostenin-
tensiv und stellen unsere katholischen Kli-
niken vor große Herausforderungen", warnt 
van Bebber. 

Bedarfsgerechte Finanzierung 
gefordert
Die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie, 
Kostensteigerungen und ein System der 
Krankenhausfinanzierung, das Vorhalte-
kosten für eine moderne, leistungsstarke 
Versorgungsinfrastruktur nur unzurei-
chend abdecke, engten die wirtschaftlichen 
Handlungsspielräume der Klinik-Ge-
schäftsführungen zusätzlich ein, so van 
Bebber.  

Nach Berechnungen des RWI Leibniz-
Instituts für Wirtschaftsforschung Essen 
und der hcb GmbH liegt der jährliche Inves-
titionsbedarf der Krankenhäuser in NRW 
bei 1,85 Milliarden Euro. Das Land NRW, das 
die Investitionskosten übernehmen muss, 
kommt nur für rund ein Drittel davon auf – 
deutlich zu wenig! Daneben werden die 
Krankenhäuser über Pauschalbeträge pro 
Behandlungsfall, die sogenannten Fallpau-
schalen, finanziert.

"Neben Auflösung des Investitionsstaus 
und Strukturwandel müssen die Kliniken 

in den nächsten Jahren 
auch Zukunftsinvestitio-
nen in Digitalisierung, 
IT-Sicherheit und Klima-
schutz stemmen. Das alles wird nicht gehen 
ohne eine bedarfsgerechte Investitionskos-
tenfinanzierung durch die künftige Lan-
desregierung und zusätzliche Förderpro-
gramme von Land und Bund", erläutert van 
Bebber. 

Moderne Versorgungslandschaft
Die Caritas in NRW setzt sich für eine solche 
moderne Versorgungslandschaft ein. Dabei 
ist aber auch klar, dass strukturelle Verän-
derungen, fußend auf der Krankenhauspla-
nung, ausreichend und passgenau finanzi-
ell flankiert werden müssen: "Es würde die 
öffentlichen Haushalte unverhältnismäßig 
belasten, wenn das bestehende Leistungs-
angebot in neu aufzubauenden zentralen 
Großkrankenhäusern konzentriert würde 
und die Daseinsvorsorge in der Fläche un-
verhältnismäßig ausgedünnt würde", gibt 
Paderborns Diözesan-Caritasdirektorin Es-
ther van Bebber zu bedenken. 

Reform des Fallpauschalen- 
Systems gefordert
Neben der Krankenhausplanung auf Lan-
desebene sehen Caritas in NRW und der 
K at hol i sc he K ra n ken hausverba nd 
Deutschlands (KKVD) auch die Bundespoli-
tik gefordert: "Bei der Reform der Kranken-
hausfinanzierung ist die neue Bundesregie-
rung am Zug. Sie muss jetzt zügig die an-
gekündigte Regierungskommission auf 
Bundesebene einberufen", fordert Berna-
dette Rümmelin, Geschäftsführerin des 
KKVD. "Krankenhäuser und Kassen gehö-
ren hier zwingend mit an den Tisch", so 
Rümmelin. Erkenntnisse zum Reformbe-
darf gebe es genug, wichtig sei nun, einen 
Konsens mit den Beteiligten herzustellen. 

"Bei der Klinikfinanzierung muss das leis-
tungsbezogene Fallpauschalen-System um 
die Erstattung von Vorhaltekosten für Per-
sonal und Infrastruktur ergänzt werden. 
Dies ist notwendig, um insbesondere in 
ländlichen Gebieten mit geringer Bevölke-
rungsdichte eine bedarfsgerechte Versor-
gung zu gewährleisten. Zudem sollte der 
Bund den Kliniken mit Förderprogrammen 
für Investitionen in Digitalisierung, IT-Si-
cherheit und Klimaschutz unter die Arme 
greifen. Angesichts des von den Ländern zu 
verantwortenden Investitionsstaus können 
sie diese wichtigen Herausforderungen 
nicht aus eigenen Mitteln stemmen."

#AuftragDaseinsvorsorge 
Die katholischen Kliniken in NRW haben 
mit Unterstützung des KKVD ihre örtlichen 
Direktkandidatinnen und -kandidaten der 
Parteien angeschrieben, um zu erfahren, 
wie die Politik die Krankenhäuser ange-
sichts dieser Herausforderungen unterstüt-
zen wird. In Veranstaltungen wird landes-
weit unter dem Motto #AuftragDaseinsvor-
sorge diskutiert.

In NRW erbringen rund 150 katholische 
Krankenhäuser mit 52 000 Betten eine 
wohnortnahe, leistungsstarke Versorgung. 
Ihre 120 000 Beschäftigten behandeln je-
des Jahr 2,25 Millionen Patientinnen und 
Patienten. Zudem stellen die katholischen 
Krankenhäuser über 16 000 Ausbildungs-
plätze zur Verfügung. Sie sind freigemein-
nützige Träger, die erwirtschaftete Über-
schüsse im Dienst der Allgemeinheit re-in-
vestieren.  

 	www.caritas-nrw.de/AuftragDaseins	

	 vorsorge
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Erreichbarkeit der Jobcenter
Wie gut sind die Jobcenter für Hilfesuchende und für Leistungsberech-
tigte erreichbar? Um dieser Frage belastbar auf den Grund zu gehen, 
hat die LAG Freie Wohlfahrtspflege NRW eine flächendeckende Abfra-
ge unter ihren Diensten und Einrichtungen durchgeführt. Das Ergebnis 
offenbart grundsätzliche Probleme.

P ositiv: Die Mitarbeitenden von Bera-
tungsstellen der Wohlfahrtsverbände 

können die Jobcenter häufig über Mail und 
Telefon erreichen. Aus einigen Regionen 
wurde zurückgemeldet, dass Durchwahl-
nummern vorliegen oder Teamleitungen 
oder Amtsleitungen für die Beratungsstellen 
(im Notfall) erreichbar sind. In einigen weni-
gen Orten arbeiten die Jobcenter mit den 
Beratungsstellen und Trägern zusammen 
und haben gemeinsame "Austauschrunden" 
oder besuchen in regelmäßigen Abständen 
die Einrichtungen (z. B. Espelkamp). Viele 
Träger wünschen sich einen solch regelmä-
ßigen Austausch auch mit ihrem Jobcenter. 

"Kunden" haben das Nachsehen
Die Erreichbarkeit für die Leistungsberech-
tigten (im Jobcenter "Kunden" genannt) ge-
staltet sich hingegen deutlich schwieriger.  
Hier wird auf zentrale Hotlines oder die 
Nutzung von E-Mails verwiesen. Manche 
Jobcenter verlangen, die App zu nutzen, an-
dere bevorzugen die Briefkästen vor Ort. 
Nur wenige Jobcenter geben die Telefon-
nummern der Mitarbeitenden an die Leis-
tungsberechtigten, damit diese einen di-
rekten Kontakt aufnehmen können. 

Nur in einigen wenigen Jobcentern gibt 
es festgelegte Telefonsprechzeiten, in ande-
ren eine zentrale Telefonnummer ohne An-
gabe von Zeiten der Erreichbarkeit. So wird 
unter anderem rückgemeldet, dass bei Kon-
takten über die zentrale Nummer häufig 
die telefonischen Wartezeiten sehr lang 
sind und Gespräche nach kurzer Zeit unter-
brochen werden. Das macht weitere Anrufe 
notwendig. Auch laufen Anrufe "ins Leere", 
da den Leistungsberechtigten zuvor keine 
Zeiten der Erreichbarkeit mitgeteilt wur-
den. 

Persönliche Gespräche werden nur in 
Ausnahmefällen und nach Terminverein-
barungen ermöglicht. In Jobcentern, die ein 
persönliches Gespräch erlauben, gilt häufig 
die 2G-Regel. In einigen Jobcentern ist der 
Zugang zur Vorhalle, in der über einen Info-

schalter die Abgabe von Unterlagen mög-
lich ist, mit 3G-Vorgabe und Überprüfung 
durch einen Wachdienst gegeben. 

Notfallschalter mit einem direkten Zu-
gang zu einer telefonischen Kurzberatung 
wurden nur aus dem Rhein-Sieg-Kreis zu-
rückgemeldet. Hier bekommen die Leis-
tungsberechtigten einen Fragebogen aus-
gehändigt, der nach dem Sofortanliegen 
und der Dringlichkeit ausgefüllt werden 
muss und für drohende Energiesperren, 
drohende Wohnungslosigkeit, Zusicherung 
zu Kosten der Unterkunft und drohende/
eintretende Mittellosigkeit gilt. Dies wird 
dann ins System aufgenommen und (unter 
der Voraussetzung, dass alle Unterlagen 
vollständig vorliegen) ein Rückruf inner-
halb von zwei Stunden angekündigt. 

Existenzielle Notlagen
Einzelne Beratungsstellen der Wohlfahrts-
verbände haben auf die Abfrage zurückge-
meldet,  dass in Fällen, in denen persönliche 
Erreichbarkeit des Jobcenters nicht möglich 
war, bei Personen, die weder über ausrei-
chende Sprachkenntnis noch über digitale 
Endgeräte und Kenntnisse verfügen, große 
existenzielle Notlagen entstanden sind. Ge-
rade dieser Personenkreis bedarf dann ei-
ner Begleitung durch die Beratungsstellen. 
Anderenfalls besteht die realistische Ge-
fahr, dass diese Menschen sich isolieren, 
ihre benötigten Leistungen zu spät beantra-
gen, Unterlagen falsch einreichen und dem-
entsprechend in (finanzielle) Notlagen gera-
ten, die vermieden werden könnten. 

Informationen nicht ausreichend
Beratungsstellen verweisen auf eine Über-
forderung der (potenziellen) Leistungs-
empfängerinnen und -empfänger und die 
nicht auf deren Lebenswirklichkeit ausge-
richteten Zugänge der Jobcenter. Auch hat 
die Abfrage ergeben, dass weder auf den 
Internetseiten noch in den Jobcentern aus-
reichende und aktuelle Informationen vor-
handen sind. 

Fazit: Eine Nicht-Erreichbarkeit ist kein 
Einzelproblem eines Jobcenters. Vor allem 
Menschen mit Sprachschwierigkeiten und 
Menschen, die über keine digitale Kompe-
tenz verfügen oder nicht einmal ein Handy 
oder einen PC haben, wird der Zugang zum 
Jobcenter erheblich erschwert. Oft fehlt es 
an Informationen über Erreichbarkeit und 
Öffnungszeiten. Die Unterschiede zwi-
schen der Erreichbarkeit durch die Bera-
tungsstellenmitarbeitenden und die Leis-
tungsberechtigten sind verstärkt anzuge-
hen, denn Beratungsstellen sind nicht als 
Vermittlungsstellen gedacht oder als Vor-
prüfstelle des Jobcenters. 

Dass es teilweise zu Verlusten von Un-
terlagen kommt, weil Scans "extern" ange-
fertigt werden oder Mailanhänge nicht ge-
öffnet werden können, kann nicht das Pro-
blem der Leistungsberechtigten sein und 
könnte sicherlich durch einen Zugang zum 
Jobcenter sowie durch persönliche Termi-
ne gelöst werden. Dass einige Jobcenter 
schon mit der Idee spielen, nur noch digital 
zu arbeiten und keine Gespräche mehr per-
sönlich durchzuführen, ist weder im Sinn 
des Onlinezugangsgesetzes noch hilfreich, 
um allen Personenkreisen zu ihren Leis-
tungen zu verhelfen. 

Systemischer Fehler
Deutlich wird, dass ein systemischer Fehler 
vorliegt. Es gibt kein Erreichbarkeitskon-
zept, welches für alle Jobcenter zumindest 
in Eckpunkten bindend ist. So bleibt es je-
dem einzelnen Jobcenter überlassen, ein 
eigenes Konzept zu entwickeln. Ebenso 
bleibt es im Belieben der Jobcenter, Koope-
rationen mit der Trägern zu etablieren. 
Auch hier fehlt ein Gesamtkonzept. Es gab 
jedoch auch Jobcenter, die von den Trägern 
gelobt wurden. Interessant wäre es, mit die-
sen Jobcentern ins Gespräch zu kommen, 
Erfahrungswerte auszutauschen und dar-
aus Eckpunkte abzuleiten.

Die Ergebnisse der Abfrage wurden in 
Gesprächen mit dem MAGS und der Regio-
nalagentur diskutiert, und es ist dabei ge-
lungen, das grundsätzliche Problem zu ver-
deutlichen und von der Einzelfalldiskussi-
on wegzukommen. Sowohl das MAGS als 
auch die Regionalagentur haben den Job-
centern die Rückmeldungen aus der Praxis 
übermittelt und diese gebeten, sich damit 
auseinanderzusetzen.   	

MICHAELA HOFMANN

	 michaela.hofmann@caritasnet.de
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Poetry-Slam youngcaritas
"Der Politik war doch voll egal, wie es uns 
mit Corona geht. Sie haben sich nur drum 
gekümmert, dass wir den verpassten 
Stoff in den Ferien nachholen konnten. 
Als ob es darum ginge!" 

Aussage eines Jugendlichen beim  
#poetryslam von youngcaritas NRW zur 
Landtagswahl.   

Neue Doppelspitze
Die Caritas im Bistum Essen wird ab Juli 
von einer Doppelspitze geleitet. Die bei-
den Vorstandsposten übernehmen Mi-
chael Beekes (58), Vertriebsmanager, und 
Michaela Rueß (49), Theologin und Sozi-
alwissenschaftlerin. Mit dem Wechsel 
endet die Interimszeit von Hans-Georg 
Liegener, der die Caritas im Ruhrbistum 
derzeit kommissarisch leitet. Beekes 
werde sich als Direktor mit kaufmänni-
schem Schwerpunkt vor allem mit der 
Wirtschaftlichkeit des Verbandes be-
schäftigen, hieß es. Rueß werde den sozi-
alpolitischen Bereich in den Blick neh-
men.  

Warnung vor Spaltung
Der Aachener Diözesan-Caritasdirektor 
Stephan Jentgens hat angesichts der Uk-
raine-Flüchtlinge vor einer Spaltung der 
Gesellschaft gewarnt. Ihm machten Nar-
rative bestimmter politischer Gruppen 
Sorgen, nur die Menschen aus der Ukrai-
ne seien "echte" Flüchtlinge. "Beim 
Flüchtlingsrecht geht es nicht um Ange-
hörige bestimmter Staaten, sondern um 
Menschen, die von Krieg, Verfolgung 
und Elend betroffen sind", betonte Jent-
gens. Das Asylrecht sei ein individuelles 
Menschenrecht und sei frei von ethni-
schen, religiösen und sexuellen Zugehö-
rigkeiten anzuwenden. "Universelle 
Menschenrechte können nur dann ver-
teidigt werden, wenn die EU und 
Deutschland allen bedrohten Menschen 
Schutz bieten. Jedes Leid, jedes Schicksal 
dieser Menschen berührt uns alle sehr. 
Auch die bei uns seit 2015 lebenden ge-
flüchteten Menschen sind aus ihrer Hei-
mat geflohen, weil sie Angst um ihr Le-
ben hatten. Eine Zweiklassengesell-
schaft bei der Aufnahme von 

Flüchtlingen aus der Ukraine und ande-
ren Staaten darf es nicht geben", sagte 
Jentgens. 

2 Millionen für das Ehrenamt
Das Land Nordrhein-Westfalen fördert 
erneut ehrenamtliches Engagement mit 
rund zwei Millionen Euro. Zivilgesell-
schaftliche Organisationen, Initiativen 
und bürgerschaftlich Engagierte können 
die Mittel in Höhe von je 1.000 Euro be-
antragen. Die Antragstellung erfolgt on-
line. Das Landesprogramm unter dem 
Thema "Gemeinschaft gestalten – enga-
gierte Nachbarschaft leben" ist Teil der 
2021 beschlossenen Engagement-Strate-
gie in NRW. "Der Krieg in der Ukraine 
und die Notlage der Menschen erschüt-
tern uns alle zutiefst", sagte die Staatsse-
kretärin für Ehrenamt, Andrea Milz 
(CDU). Viele hätten das Bedürfnis zu hel-
fen und möchten sich engagieren. Mit-
hilfe der Fördermittel könne das Mitein-
ander vor Ort gestärkt und Geflüchteten 
das Ankommen erleichtert werden.  
 	 www.engagementfoerderung.nrw

L ANDTAGSWAHL NRW

Wahl-Quiz in Einfacher Sprache
Über die Landtagswahl, die in Nordrhein-Westfalen am 15. Mai stattfin-
det, wollen mehrere Caritas-Initiativen spielerisch informieren. Sie haben 
ein Wahl-Quiz in Leichter Sprache entwickelt, mit dem sie junge Men-
schen und Menschen mit Behinderung anregen wollen, sich mit dem 
Thema Wahl zu beschäftigen. 

D er Actionbound "Landtagswahl – Ein-
fach wählen gehen" ist ein Quiz, das 

die sogenannte Einfache Sprache benutzt. 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer er-
fahren, was die Landtagswahl überhaupt ist 
und wie einfach jede Person wählen kann. 
Bei der Wahl haben nämlich auch Menschen 
mit Behinderungen die Möglichkeit, ihre Zu-
kunft mitzugestalten. 

Zu den Initiatoren zählen youngcaritas 
NRW, die Kompetenzzentren Selbstbe-
stimmt Leben (KSL.NRW), die Initiative Er-
gänzende unabhängige Teilhabeberatung 
(EUTB) Hochsauerlandkreis sowie Projekte 
der Caritas-Kampagne "vielfalt. viel wert". 

Der Actionbound kann über den Com-
puter und das Handy gespielt werden. Für 
den Computer kann man den folgenden 

Link verwenden:
 	 https://de.actionbound.com/bound/	

	 ltwnrw2022

Für das Handy gibt es die App "Actionbound". 

Über den QR-Code kann man das Quiz über 

die App öffnen:
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TEILHABECHANCENGESETZ

Förderung gefährdet
Der Hoffnungsschimmer für Langzeitarbeitslose droht schon wieder zu 
verglimmen. Erst 2019 trat das Teilhabechancengesetz in Kraft, jetzt 
könnten die notwendigen Mittel dafür versiegen, wenn die Mittel der 
Eingliederungshilfe, wie vom Finanzminister geplant, um 200 Millionen 
Euro gekürzt werden. Dagegen wehrt sich die Bundesarbeitsgemein-
schaft "Integration durch Arbeit" (BAG IDA) der Caritas.

S chon jetzt werden vielerorts keine neu-
en Stellen bewilligt, weil die Mittel aus-

geschöpft sind", kritisiert Helmut Flötotto, 
Referatsleiter Soziale Arbeit im Diözesan-
Caritasverband Münster. Dass das Teilhabe-
chancengesetz durchaus erfolgreich wirkt, 
hat nicht nur das Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) der Bundes-
agentur für Arbeit in einer Auswertung der 
ersten beiden Jahre festgestellt. Michael 
Halberstadt, bei der Caritas Ostvest für den 
Fachbereich Arbeitsmarktintegration zu-
ständig, bestätigt das vor Ort. 600 Langzeit-
arbeitslose haben darüber allein im Kreis 
Recklinghausen eine geförderte Beschäfti-
gung erhalten. Seit Ende vergangenen Jah-
res können allerdings schon mangels Geld 
keine weiteren Stellen bewilligt werden. Bei 
der Jugendwerkstatt Haltern sind die Lang-
zeitarbeitslosen in der Grünanlagenpflege, 
in der Radstation und im FairKaufHaus be-
schäftigt.  

Die Förderung ist ebenso wie das Ge-
setz auf fünf Jahre befristet. In den ersten 
beiden Jahren wird der Lohn komplett aus 
der Eingliederungshilfe getragen, danach 
schmelzen die Zuschüsse über drei weitere 

Jahre ab. Ende 2024 soll das Gesetz auslau-
fen. Die Caritas fordert allerdings schon seit 
Inkrafttreten, diese Befristung aufzuheben, 
und die Ampelregierung hat dies im Koali-
tionsvertrag auch vorgesehen. Doch selbst 
wenn es so käme, sterbe die darin hart er-
kämpfte Förderung der Langzeitarbeitslo-
sen mangels Finanzierung, fürchtet Flötot-
to. Zumal aus dem Topf der Eingliederungs-
hilfe künftig auch Zahlungen für die 
Flüchtlinge aus der Ukraine erfolgen sollen.

Arbeit fördern, statt 
Hartz IV zu zahlen
Aus Sicht von Michael Halberstadt müsste 
die Förderung im Gegenteil gestärkt und 
dauerhaft angelegt werden, wie es für Men-
schen mit Behinderungen geregelt ist. Na-
türlich habe es einen positiven Effekt, wenn 
jemand wieder Beschäftigung finde, Neues 
lerne und sich wieder an Arbeit gewöhne. 
Aber man dürfe nicht der Illusion unterlie-
gen, dass damit alle vorher bestehenden 
Beschäftigungshindernisse ausgeräumt 
seien: "Sie sind nach fünf Jahren nicht jün-
ger und gesünder und können keinen bes-
seren Schulabschluss nachweisen", sagt 
Halberstadt. Trotzdem sei es allemal besser, 
Arbeit zu fördern, statt weiter Hartz IV zu 
zahlen. Neben mehr Lebenszufriedenheit 
und Teilhabe sei dies für den Staat auch 
noch günstiger.  		  	  CPM
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GESTIEGENE ENERGIEKOSTEN

Stromsperren 
aussetzen!

D ie stark gestiegenen Energie- und Le-
benshaltungskosten bringen einkom-

mensarme Menschen nach Ansicht des Diö-
zesan-Caritasverbandes für das Erzbistum 
Köln an den Rand ihrer Existenz. "Jobcenter 
und Sozialämter müssen kurzfristig die 
Energiekosten ärmerer Haushalte vollstän-
dig übernehmen – bis zu einem Verbrauch, 
der die existenziellen Bedürfnisse sichert", 
forderte der Kölner Diözesan-Caritasdirek-
tor Dr. Frank Johannes Hensel. 

Insbesondere die Inflation und die er-
heblichen Mehrkosten durch die Corona-
Pandemie haben die Situation verschärft. 
Besonders ins Gewicht fallen dabei die ge-
stiegenen Energiepreise. So stieg der Strom-
preis 2021 im Vergleich zum Vorjahr um bis 
zu 30 Prozent, die Kosten für Gas kletterten 
sogar um bis zu 70 Prozent. Für viele Ein-
kommensarme war der Anstieg nicht mehr 
zu stemmen. 2020 gab es laut Bundesnetz-
agentur bundesweit bei 230 000 Haushal-
ten Stromsperren.

Hensel fordert, Strom- und Gassperren 
für Privathaushalte angesichts der aktuel-
len Situation nicht nur zu erschweren, son-
dern ganz auszusetzen. "Zu einem aus-
kömmlichen Leben gehört neben gesunder 
Ernährung und gesellschaftlicher Teilhabe 
auch die Versorgung mit angemessenem 
Wohnraum, Strom und Heizung", sagte 
Hensel. 

Einmalzahlungen reichen nicht
Die vom Bundesverfassungsgericht 2014 
geforderte Anpassung des Hartz-IV-Regel-
satzes ist laut Hensel nicht nur für Strom 
längst überfällig. "Die geringen Einmalzah-
lungen gleichen die Kostenexplosion nicht 
aus." Der Strom-Betrag im Regelsatz von 
36 Euro entspricht laut Stromspiegel 
Deutschland einem äußerst geringen Ver-
brauch. Unabhängig davon fordert die Cari-
tas die Erhöhung des Regelsatzes auf ein 
Niveau, das die Existenz wirklich sichert. 
"Genauso verlangt es das Bundesverfas-
sungsgericht seit Jahren", so Hensel.

Die Caritas unterstützt damit die Forde-
rungen des Bündnisses "AufRecht beste-
hen!".  
 	 www.nationale-armutskonferenz.de


